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210 
Fünfte Verordnung zur Änderung 

der Meldedatenübermittlungsverordnung 

Vom 25 . September 2024 
Auf Gru nd des § 11 Absatz 1 Nummer 2 und 7 des Melde­
gesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, ber. S. 386) , das zu­
letzt durch Gesetz vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 415) ge­
ändert worden ist, verordnet das Ministerium des Innern: 

Artikel 1 
Änderung der Meldedatenübermitt lungsverordnung 

Die Meldedatenübermittlungsverordnung vom 20. Okto­
ber 2015 (GV. NRW. S . 707), die zuletzt durch Verordnu ng 
vom 7. Dezember 2022 (GV. NRW. S. 1070) geändert wor­
den ist, wird wie fo lgt geände rt: 
1. In § 8 Absatz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 

die Angabe „Versorgungsämter" durch die Angabe 
,,allgemeinen Verwaltung des Landes Nordrhein­
Westfalen" und d ie Angabe „Bundesversorgungsge­
setz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Ja­
nuar 1982 (BGB!. I S. 21) , in der jeweils geltenden 
Fassung, oder nach Gesetzen, die inhaltlich Soziales 
Entschädigungsrecht normieren und die deshalb das 
Bundesversorgungsgesetz für entsprechend anwend­
bar erklären" durch die Angabe „Sozialen Entschädi­
gungsrecht" ersetzt und das Komma vor der Angabe 
,,zum Schwerbehindertenrecht" entfernt. 

2. In § 10a Nummer 7 wird die Angabe „1233" durch die 
Angabe „1223" ersetzt. 

3. § 11 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nach Nummer 1 wird fo lgende Nummer 2 einge­

fügt: 
„2. das Aktenzeichen der abrufenden Behörde und 

den Anlass des Abrufs ," 
b) Die b isherigen Nummern 2 bis 4 werden d ie Num­

mern 3 bis 5. 
4. § 12 w ird wie fo lgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 
b) Die Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 2 bis 4. 

5. § 15 wird a ufgehoben. 

Artikel 2 
Änderung der Meldedatenübermittlungsverordnung 

zum November 2024 
In § 17 der Meldedatenübermittlungsverord nung, die zu­
letzt durch Artikel 1 dieser Verordnu ng geändert worden 
ist , wird die Angabe ,,§ 6 Absatz 1 N ummer 1 b is 16" 
durch die Anga be ,,§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nu mmer 1 bis 17" 
ersetzt. 

Artikel 3 
Änderungen der Meldedatenübermittlungsverordnung 

zum Mai 2025 
In § 10 Satz 1 der Meldeda tenü bermittlungsverordnung, 
d ie zuletzt d urch Artikel 2 dieser Verordnung geändert 
worden is t , wird in dem Satzteil vor N ummer 1 die An­
gabe „70 " durch di e Angabe „76" ersetzt . 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tri tt vorbehaltli ch der Absätze 2 
und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
(2) Artikel 2 tritt a m 1. November 2024 in Kraft . 
(3) Artikel 3 tritt am 1. Mai 2025 in Kraft. 

Düsseldorf , den 25. September 2024 

Der Minister des In nern 
des La nd es Nordrhein-Westfalen 

Herbert R e u 1 

- GV. NRW. 2024 S. 644 

2223 

Bekanntmachung der Vereinbarung über die 
staatliche Mitwirkung bei der Bildung und 

Veränderung katholischer Kirchengemeinden 
und (Kirchen-)Gemeindeverbände sowie 

dem Erlass kirchlicher Vorschriften über deren 
gesetzliche Vertretung 

Die Landesregierung gibt d ie anliegende Verei nbarung 
über die staatliche Mitwirkung bei der Bildung und Ver­
änderung katholischer K irchengemeinden und (Kir­
chen-)Gemeindeverbände sowie dem Erlass kirchlicher 
Vorschriften über deren gesetzliche Vertretung zwischen 
dem Land Nordrhei n-Westfa len und den (Erz-)Diözesen 
im Land Nordrhein-Westfalen bekannt. 

Düsseldorf, 23. Oktober 2024 

Der Min isterpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hendrik Wüst 
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Vereinbarung 
über die staatliche Mitwirkung 

bei der Bildung und Veränderung 
katholischer Kirchengemeinden und (Kirchen-)Gemeindeverbände 

sowie dem Erlass kirchlicher Vorschriften 
über deren gesetzliche Vertretung 

Zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, 

vertreten durch Ministerpräsidenten Hendrik Wüst Mdl 

einerseits , 

und den (Erz-)Diözesen im Land Nordrhein-Westfalen, nämlich 

der Erzdiözese Köln , vertreten durch Erzbischof Rainer Maria Kardinal Woelki , 

der Erzdiözese Paderborn, vertreten durch Erzbischof Dr. Udo Markus Bentz, 

der Diözese Aachen, vertreten durch Bischof Dr. Helmut Dieser, 

der Diözese Essen, vertreten durch Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck, und 

der Diözese Münster, vertreten durch Bischof Dr. Felix Genn, 

andererseits, 

wird nach Art. 3 Satz 2 des Vertrages des Freistaates Preußen mit dem Heiligen Stuhl vom 
14. Juni 1929 (GS S. 152), nach Art. 12 Satz 2 des Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 (RGBI. 11 S. 679) sowie unter Berücksichtigung 
des Vertrages des Landes Nordrhein-Westfalen mit dem Heiligen Stuhl vom 19. Dezember 
1956 (GV. NW. 1957 S. 19) 

mit Zustimmung des Heiligen Stuhls 

folgende Vereinbarung getroffen : 
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§ 1 

(1) Die Bildung und die Veränderung von Kirchengemeinden bedürfen , um für den staatlichen 
Bereich rechtlich wirksam zu werden, der staatlichen Anerkennung. 

(2) Als Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden im Sinne des Absatzes 1 sind die 
Errichtung, Auflösung , Zusammenlegung und Trennung von Kirchengemeinden oder die Än­
derung der Grenzen von Kirchengemeinden anzusehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Bildung und Veränderung von (Kirchen-)Gemein­
deverbänden. 

§2 

Die staatliche Anerkennung wird beantragt, nachdem der Diözesanbischof die Urkunde über 
die Bildung oder Veränderung von Kirchengemeinden oder (Kirchen-)Gemeindeverbänden 
nach den geltenden kirchenrechtlichen Vorschriften ausgefertigt hat. 

§3 

(1) Die staatliche Anerkennung wird von dem nach dem Kirchenrecht zuständigen Diözesan­
bischof beantragt. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. die den Vorschriften des Kirchenrechts entsprechende kirchliche Urkunde über die 
Bildung oder Veränderung der Kirchengemeinde(§ 1 Abs. 2) oder des (Kirchen-)Ge­
meindeverbandes (§ 1 Abs. 3) ; 

2. bei Kirchengemeinden die Grenzbeschreibung mit einer maßstabgerechten übersicht­
lichen Skizze, ggf. auch in geeigneter digitaler Form, die die Grenzen der Kirchenge­
meinde enthält und in der ggf. abgetrennte Teile beteiligter Kirchengemeinden kennt­
lich gemacht sind; im letzteren Falle sind der Zahl der beteiligten Kirchengemeinden 
entsprechend weitere Ausfertigungen dieser Skizze beizufügen; 

3. Angaben über den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Neuregelung; 
4. eine Erklärung, dass die kirchenrechtlichen Voraussetzungen in formeller und materi­

eller Hinsicht für die Errichtung der Kirchengemeinde oder des (Kirchen-)Gemeinde­
verbandes erfüllt sind ; 

5. eine Erklärung, dass die finanziellen Lasten und notwendigen finanziellen Aufwendun­
gen der beteiligten Kirchengemeinden oder (Kirchen-)Gemeindeverbände durch Leis­
tungen dieser Kirchengemeinden oder dieser (Kirchen-)Gemeindeverbände durch 
Leistungen Dritter gedeckt sind; 

6. eine Erklärung, dass unbeschadet des § 10 zusätzliche staatliche Mittel nicht bean­
sprucht werden oder der Nachweis, dass die erforderlichen zusätzlichen staatlichen 
Mittel bewilligt sind. 

(3) Soweit die kirchliche Urkunde bereits Angaben enthält, die unter Abs. 2 Nr. 2 bis 4 fallen , 
bedarf es keiner besonderen Mitteilung . 
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§4 

(1) Über den Antrag entscheidet die Bezirksregierung, in deren Bezirk die Maßnahme nach 
§ 1 getroffen werden soll. 

(2) Sind mehrere Regierungsbezirke im Sinne des Abs. 1 beteiligt, so stimmen sich die betei­
ligten Bezirksregierungen untereinander über die Zuständigkeit ab. 

§5 

(1) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn die nach § 3 erforderlichen Unterlagen 
unvollständig sind. 

(2) Vor Versagung der Anerkennung soll dem Antragsteller Gelegenheit zur Beseitigung etwa 
bestehender Mängel gegeben werden . 

§6 

Wird die Anerkennung erteilt, so hat die neu errichtete Kirchengemeinde oder der neu errich­
tete (Kirchen-)Gemeindeverband die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts mit 
Wirkung von dem Tag der Anerkennung an. 

§7 

Die Anerkennung wird durch eine besondere Urkunde erteilt. Die kirchliche Errichtungsur­
kunde und die Urkunde über die staatliche Anerkennung sind im Amtsblatt der Bezirksregie­
rung und der Diözese zu veröffentlichen . 

§8 

(1) Bei geringfügigen Grenzveränderungen, die die finanzielle Leistungsfähigkeit der beteilig­
ten Kirchengemeinden nicht beeinträchtigen , teilt der nach Kirchenrecht zuständige Diözesan­
bischof nach Abschluss des kirchlichen Verfahrens der zuständigen Bezirksregierung unter 
Vorlage einer beglaubigten Abschrift der kirchlichen Urkunde die Grenzänderung mit. 

(2) Auch in diesen Fällen erfolgt die Anerkennung durch eine besondere Urkunde nach § 7 
Satz 1. 

(3) Widerspricht die Bezirksregierung, so findet das Verfahren nach §§ 3 bis 7 statt. 

§9 

Änderungen des Sitzes und des Namens bestehender Kirchengemeinden und (Kirchen-)Ge­
meindeverbände werden der Bezirksregierung, in deren Bezirk der Sitz der betreffenden Kir­
chengemeinde oder des (Kirchen-)Gemeindeverbandes gelegen ist, von dem Diözesanbi­
schof angezeigt. 
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Düsseldorf, den Oo/./t,. ?o/ 

Hendrik Wüst Mdl 

Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen 

Rainer Maria Kardinal Woelki 

Erzbischof von Köln 

Dr. Udo Markus Bentz 

Erzbischof von Paderborn 

Dr. Helmut Dieser 

Bischof von Aachen 

t ~ -
Dr. Fr~fOve 

Bischof von Essen 

- GV. NRW. 2024 S. 644 
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Vierte Verordnung zur Änderung 
der eAkten-Verordnung in Hinterlegungssachen 

Vom 10. Oktober 2024 

Auf Grund des § 8 Absatz 2 Satz 3 und 4 des Hinterle­
gungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 192), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 6. Dezember 2022 (GV. NRW. S. 1072) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 17. September 2024 (GV. NRW. S . 635) geändert 
worden ist, verord net das Ministerium der Justiz: 

Artikel 1 

In der eAkten-Verordnung in Hinterlegungssachen vom 
27. November 2023 (GV. NRW. S. 1244), die zuletzt durch 
Verordnung vom 13. September 2024 (GV. NRW S. 626) 
geändert worden ist, erhält die Anlage die aus dem An­
hang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 2024 in Kraft. 

Düsseldorf, den 10. Oktober 2024 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

649 
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Anlage 

Nr. Gericht 

1. Amtsgericht Aachen 

2. Amtsgericht Ahaus 

3. Amtsgericht Ahlen 

4. Amtsgericht Altena 

5. Amtsgericht Arnsberg 

6. Amtsgericht Beckum 

7. Amtsgericht Bergheim 

8. Amtsgericht Bocholt 

9. Amtsgericht Borken 

10. Amtsgericht Bottrop 

1 1. Amtsgericht Brilon 

12. Amtsgericht Brühl 

13. Amtsgericht Bünde 

14. Amtsgericht Castrop-Rauxel 

15. Amtsgericht Coesfe ld 

16. Amtsgericht Dorsten 

17. Amtsgericht Duisburg 

18. Amtsgericht Du isburg-Hamborn 

19. Amtsgericht Duisburg-Ruhrort 

20. Amtsgericht Dülmen 

21. Amtsgericht Düren 

22. Amtsgericht Düsseldorf 

23. Amtsgericht Erkelenz 

24. Amtsgericht Essen 

25. Amtsgericht Essen-Steele 

26. Amtsgericht Euskirchen 

27. Amtsgericht Geldern 

28. Amtsgericht Gelsenkirchen 

29 . Amtsgericht Gronau 

30. Amtsgericht Hagen 

31. Amtsgericht Hamm 

32. Amtsgericht Hattingen 

33. Amtsgericht Ibbenbüren 

34. Amtsgericht Iserlohn 

35. Amtsgericht Jülich 

36. Amtsgericht Kamen 

37. Amtsgericht Kempen 

38. Amtsgericht Kleve 

39. Amtsgericht Köln 

40. Amtsgericht Königswinter 
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41. Amtsgericht Krefeld 

42. Amtsgericht Leverkusen 

43. Amtsgericht Lüdinghausen 

44. Amtsgericht Lünen 

45. Amtsgericht Marsberg 

46. Amtsgericht Medebach 

47. Amtsgericht Meinerzhagen 

48. Amtsgericht Menden 

49. Amtsgericht Meschede 

50. Amtsgericht Mettmann 

51. Amtsgericht Mönchengladbach 

52. Amtsgericht Mülheim an der Ruhr 

53. Amtsgericht Münster 

54. Amtsgericht Neuss 

55 . Amtsgericht Oberhausen 

56. Amtsgericht Paderborn 

57. Amtsgericht Plettenberg 

58. Amtsgericht Rahden 

59. Amtsgericht Rheinbach 

60. Amtsgericht Rheinberg 

61. Amtsgericht Rheine 

62. Amtsgericht Schleiden 

63. Amtsgericht Schmallenberg 

64. Amtsgericht Schwelm 

65. Amtsgericht Schwerte 

66. Amtsgericht Siegburg 

67. Amtsgericht Soest 

68. Amtsgericht Solingen 

69. Amtsgericht Steinfurt 

70. Amtsgericht Tecklenburg 

71. Amtsgericht Unna 

72. Amtsgericht Velbert 

73 . Amtsgericht Waldbröl 

74. Amtsgericht Warendorf 

75. Amtsgericht Warstein 

76. Amtsgericht Werl 

77. Amtsgericht Wesel 

80. Amtsgericht Wipperfürth 

81. Amtsgericht Wuppertal 

- GV. NRW. 2024 S. 649 
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Verordnung über die Zuständigkeit für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig­

keiten nach dem Hinweisgeberschutzgesetz 
(HinSchG-VO) 

Vom 24 . September 2024 

Auf Grund des § 36 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S . 602), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 73) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 
Absatz 2 Satz 1 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GV. NRW. 
S . 1072) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
der Justiz: 

§ 1 
Zuständigkeitsübertragung 

Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 40 des Hinweisgeber­
schutzgesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140) 
wird auf die Leitenden Oberstaatsanwältinnen und Lei­
tenden Oberstaatsanwälte am Sitz der Landgerichte 
übertragen. 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 24. September 2024 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin Li m b a c h 

- GV. NRW. 2024 S . 652 

JJerichtigung der Bekanntmachung 
16. Anderung des Regionalplans Düsseldorf 

im Gebiet der Stadt Grevenbroich vom 
13. September 2024 (GV. NRW. S. 616) 

Vom 9. Oktober 2024 

Der Regionalrat Düsseldorf hat in seiner Sitzung am 
14. Dezember 2023 die 16. Anderung des Regionalplanes 
Düsseldorf (RPD) im Gebiet der Stadt Grevenbroich 
festgestellt. 

Diese Änderung hat mir die zuständige Regionalpla­
nungsbehörde Düsseldorf mit Bericht vorn 22. Dezember 
2023 - Aktenzeichen: 32.01.02.01-16 . RPA - gemäß § 19 
Absatz 7 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein­
Westfalen (LPlG NRW) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des LPlG NRW vom 28.5.2024 (GV. NRW. 
S . 315) geändert worden ist, angezeigt. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 LPlG 
NRW durch Veröffentlichung im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes 
vom 22 . Dezember 2008 (ROG; BGBl. I S. 2986) , das zu­
letzt durch das Gesetz zur Änderung des Raumord­
nungsgesetzes und anderer Vorschriften vom 22. März 
2023 (BGBl. I Nr. 88) geändert worden ist, wird die Än­
derung des Regionalplans e inschließlich der nach § 10 
Absatz 2 Satz 1 ROG erforderlichen Unterlagen auf der 
Internetseite der Bezirksregierung Düsseldorf als Regio­
nalplanungsbehörde unter www.url.nrw/Regionalplanung 
veröffentl icht. Zusätzli_ch hält die Regionalplanungsbe­
hörde Düsseldorf die Anderung des Regionalplans nach 

§ 10 Absatz 2 Satz 2 ROG i.V.m. § 14 Satz 3 LPlG NRW 
zur Einsichtnahme bereit. 

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 Halbsatz 2 ROG mit der Bekanntmachung wirk­
sam. Mit der Bekanntmachung sind die im Regionalplan 
festgelegten Ziele der Raumordnung nach Maßgabe der 
§§ 4, 5 ROG zu beachten. 

Ich weise darauf hin , dass eine nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 Abs . 3 ROG 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie eine 
nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über die Umweltprüfung unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma­
chung der Änderung des Regionalplans gegenüber der 
Regionalplanungsbehörde Düsseldorf unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind (§ 11 Absatz 5 Satz 1 ROG i.V.m. 
§ 15 Halbsatz 2 LPlG NRW). 

Gegen die Änderung des Regionalplans ist ein Antrag im 
Rahmen des Normenkontrollverfahrens vor dem Ober­
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Münster sta tthaft. Der Antrag kann innerhalb eines Jah­
res gestellt werden. 

Düsseldorf, den 9. Oktober 2024 

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Dr. Alexandra R e n z - v o n K i n t z e 1 

- GV. NRW. 2024 S. 652 

JJerichtigung der Bekanntmachung 
17. Anderung des Regionalplans Düsseldorf 
vom 30. September 2024 (GV. NRW. S. 640) 

Vom 9. Oktober 2024 

Der Regionalrat Düsseldorf hat in seiner Sitzung am 
20. Juni 2024 die 17. Anderung des Regionalplans Düs­
seldorf (RPD) festgestellt. 

Diese Änderung hat mir die zuständige Regionalpla­
nungsbehörde Düsseldorf mit Bericht vom 27. Juni 2024 
- Aktenzeichen: 32 .01.02 .01-17 RPA - gemäß § 19 Ab­
satz 7 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein­
Westfalen {LPlG NRW) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des LPlG NRW vom 28.5.2024 (GV. NRW. 
S. 315) geändert worden ist, angezeigt. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 LPlG 
NRW durch Veröffentlichung im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Gemäß § 10 Absatz 2 Satzl des Raumordnungsgesetzes 
vom 22. Dezember 2008 (ROG; BGB!. I S. 2986) , das zu­
letzt durch das Gesetz zur Änderung des Raumord­
nungsgesetzes und anderer Vorschriften vom 22. März 
2023 (BGB!. I Nr. 88) geändert worden ist, wird die An­
derung des Regionalplans einschli eßlich der nach § 10 
Absatz 2 Satz 1 ROG erforderlichen Unterlagen auf der 
Internetseite der Bezirksregierung Düsseldorf a ls Re­
gionalplanungsbehörde unter www.url.nrw/Regionalpla­
nung veröffentlicht. Zusätzlich_ hält die Regionalpla­
nungsbehörde Düsseldorf die Anderung des Regional­
plans nach § 10 Absatz 2 Satz 2 ROG i.V.m. § 14 Satz 3 
LPlG NRW zur Einsichtnahme bereit. 

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 Halbsatz 2 ROG mit der Bekanntmachung wirk­
sam. Mit der Bekanntmachung sind die im Regionalplan 
festgelegten Ziele der Raumordnung nach Maßgabe der 
§§ 4, 5 ROG zu beachten . 

Ich weise darauf hin, dass eine nach §11 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
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Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 Abs. 3 ROG 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie eine 
nach § 11 Abs . 4 ROG beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über die Umweltprüfung unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres se it Bekanntma­
chung der Änderung des Regionalplans gegenüber der 
Regionalplanungsbehörde Düsseldorf unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind (§ 11 Absatz 5 Satz 1 ROG i.V.m. 
§ 15 Halbsatz 2 LPIG NRW). 

Gegen die Änderung des Regionalplans ist ein Antrag im 
Rahmen des Normenkontrollverfahrens vor dem Ober­
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Münster statthaft. Der Antrag kann innerhalb eines Jah­
res gestellt werden. 

Düsseldorf, den 9. Oktober 2024 

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Alexandra R e n z - v o n K i n t z e 1 

- GV. NRW. 2024 S. 652 
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